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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1990 Ausgegeben am 26. Juni 1990 142. Stück

329. Bundesgesetz: Änderung des Verfassungsgerichtshofgesetzes
(NR: GP XVII RV 1093 AB 1354 S. 145. BR: AB 3893 S. 531.)

330. Bundesgesetz: Änderung des Verwaltungsgerichtshofgesetzes und des Richterdienstgesetzes
(NR: GP XVII RV 1092 AB 1353 S. 145. BR: 3880 AB 3892 S. 531.)

3 2 9 . Bundesgesetz vom 6. Juni 1990, mit dem
das Verfassungsgerichtshofgesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Verfassungsgerichtshofgesetz, BGBl.
Nr. 85/1953, zuletzt geändert durch das Bundesge-
setz BGBl. Nr. 732/1988, wird wie folgt geändert:

1. § 7 Abs. 2 lit. c wird aufgehoben; die lit. d und e
werden mit „c" und „d" bezeichnet.

2. In § 20 Abs. 2 wird folgender zweiter Satz
eingefügt:

„Die Behörde hat die Akten vorzulegen."

3. § 57 Abs. 2, 3 und 4 lauten:

„(2) Von einem Gericht (unabhängigen Verwal-
tungssenat) kann der Antrag auf Aufhebung einer
Verordnung oder von bestimmten Stellen einer
solchen nur dann gestellt werden, wenn die
Verordnung vom Gericht (unabhängigen Verwal-
tungssenat) in der anhängigen Rechtssache unmit-
telbar anzuwenden oder wenn die Gesetzmäßigkeit
der Verordnung eine Vorfrage für die Entscheidung
der bei diesem Gericht (unabhängigen Verwal-
tungssenat) anhängigen Rechtssache ist.

(3) Hat ein Gericht (unabhängiger Verwaltungs-
senat) einen Antrag auf Aufhebung einer Verord-
nung oder von bestimmten Stellen einer solchen
gestellt, so dürfen in. dieser Sache bis zur
Verkündung bzw. Zustellung des Erkenntnisses des
Verfassungsgerichtshofes nur solche Handlungen
vorgenommen oder Entscheidungen und Verfügun-
gen getroffen werden, die durch das Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes nicht beeinflußt werden
können oder die die Frage nicht abschließend regeln
und keinen Aufschub gestatten.

(4) Hat das Gericht (der unabhängige Verwal-
tungssenat) die Verordnung, deren Überprüfung

beantragt wurde, nicht mehr anzuwenden, so ist der
Antrag unverzüglich zurückzuziehen."

4. § 58 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Präsident ordnet ohne Verzug die
Verhandlung an. Zu dieser sind der Antragsteller
sowie die Verwaltungsbehörde, die die Verordnung
erlassen hat, und die zuständige oberste Verwal-
tungsbehörde des Bundes oder des Landes, die zur
Vertretung der angefochtenen Verordnung berufen
ist, und — wenn der Antrag von einem Gericht
(unabhängigen Verwaltungssenat) gestellt worden
ist — auch die an der Sache beteiligten Parteien zu
laden."

5. § 60 Abs. 1 lautet:

„(1) Das Erkenntnis des Verfassungsgerichtsho-
fes ist dem Antragsteller unverzüglich zuzustellen.
Wenn den Antrag ein Gericht (unabhängiger
Verwaltungssenat) gestellt hatte, so ist das Verfah-
ren von diesem sofort weiterzuführen. Bei der
Entscheidung der anhängigen Rechtssache ist das
Gericht (der unabhängige Verwaltungssenat) an die
Rechtsanschauung gebunden, die der Verfassungs-
gerichtshof in dem Erkenntnis über die Gesetzmä-
ßigkeit der Verordnung ausgesprochen hat."

6. § 62 Abs. 3 und 4 lauten:

„(3) Hat ein Gericht (unabhängiger Verwal-
tungssenat) einen Antrag auf Aufhebung eines
Gesetzes oder von bestimmten Stellen eines solchen
gestellt, so dürfen in dieser Sache bis zur
Verkündung bzw. Zustellung des Erkenntnisses des
Verfassungsgerichtshofes nur solche Handlungen
vorgenommen oder Entscheidungen und Verfügun-
gen getroffen werden, die durch das Erkenntnis des
Verfassungsgerichtshofes nicht beeinflußt werden
können oder die die Frage nicht abschließend regeln
und keinen Aufschub gestatten.

(4) Hat das Gericht (der unabhängige Verwal-
tungssenat) das Gesetz, dessen Überprüfung bean-
tragt wurde, nicht mehr anzuwenden, so ist der
Antrag unverzüglich zurückzuziehen."
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7. § 63 Abs. 1 letzter Satz lautet:

„Ist der Antrag vom Verwaltungsgerichtshof, vom
Obersten Gerichtshof, einem zur Entscheidung in
zweiter Instanz berufenen Gericht oder einem
unabhängigen Verwaltungssenat gestellt worden, so
sind auch die an der Sache beteiligten Parteien zu
laden."

8. § 66 Z 1 letzter Satz lautet:

„Ist der Antrag von einem Gericht (unabhängigen
Verwaltungssenat) gestellt worden, so sind auch die
an der Sache beteiligten Parteien zu laden."

9. §72 Abs. 3 lautet:

„(3) Bei einer Anklage gemäß Art. 142 Abs. 2
lit. d bis g des Bundes-Verfassungsgesetzes muß der
vom Bundeskanzler eingebrachten Anklage die
beglaubigte Abschrift der Stellen des Ministerrats-
protokolls beigelegt werden, aus denen der
Beschluß der Bundesregierung auf Erhebung der
Anklage hervorgeht. Das gilt sinngemäß auch für
den Fall der nachträglichen Ausdehnung der
Anklage auf ein nach Art. 103 Abs. 2 des Bundes-
Verfassungsgesetzes mit Angelegenheiten der mit-
telbaren Bundesverwaltung befaßtes Mitglied der
Landesregierung."

10. §74 Abs. 5 lautet:

„(5) Die Voruntersuchung ist einzustellen, wenn
der Vertretungskörper, der die Anklage erhoben
hat, oder bei einer Anklage nach Art. 142 Abs. 2
lit. d bis g des Bundes-Verfassungsgesetzes die
Bundesregierung die Zurückziehung der Anklage
beschlossen hat. Hierüber entscheidet der Verfas-
sungsgerichtshof in nichtöffentlicher Sitzung."

11. §75 Abs. 3 lautet:

„(3) Zur öffentlichen mündlichen Verhandlung
sind sowohl der Angeklagte als auch dessen
Verteidiger sowie die mit der Vertretung der
Anklage Beauftragten zu laden."

12. § 80 Abs. 3 lautet:

„(3) Das Verfahren über eine beschlossene
Anklage wird durch den Ablauf der Gesetzgebungs-
periode des betreffenden Vertretungskörpers und
bei einer Anklage nach Art. 142 Abs. 2 lit. d bis g des
Bundes-Verfassungsgesetzes durch das Ausscheiden
der Bundesregierung aus dem Amte nicht gehin-
dert."

13. §81 lautet:

„§81. Für Verfahren über die nach Art. 142 und
143 des Bundes-Verfassungsgesetzes erhobenen
Anklagen gilt, soweit in diesem Gesetz keine
abweichende Bestimmung getroffen ist, die Straf-
prozeßordnung sinngemäß."

14. § 82 Abs. 2 ist aufgehoben.

15. § 82 Abs. 3 wird mit „2" bezeichnet; der letzte
Satz ist aufgehoben.

16. §83 Abs. 1 lautet:

„(1) Eine Ausfertigung der Beschwerde samt
Beilagen ist der Behörde, von der der angefochtene
Bescheid herrührt, mit der Mitteilung zuzustellen,
daß es ihr freisteht, innerhalb einer Frist, die
mindestens drei Wochen zu betragen hat, eine
Gegenschrift zu erstatten."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1991 in
Kraft.

(2) Am 1. Jänner 1991 anhängige Verfahren über
Beschwerden gemäß § 82 Abs. 2 Verfassungsge-
richtshofgesetz alte Fassung sind vom Verfassungs-
gerichtshof nach der bisherigen Rechtslage zu Ende
zu führen.

Waldheim

Vranitzky

330. Bundesgesetz vom 6. Juni 1990, mit dem
das Verwaltungsgerichtshofgesetz und das

Richterdienstgesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985, BGBl.
Nr. 10, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 564/1985, wird wie folgt geändert:

1. §21 Abs. 1 lautet:

„§21. (1) Parteien im Verfahren vor dem
Verwaltungsgerichtshof sind der Beschwerdeführer,
die belangte Behörde, bei Beschwerden gegen eine
Entscheidung eines unabhängigen Verwaltungsse-
nates auch die in der Verwaltungsangelegenheit
sachlich in Betracht kommende oberste Verwal-
tungsbehörde und die Personen, die durch den
Erfolg der Anfechtung des Verwaltungsaktes in
ihren rechtlichen Interessen berührt werden (Mitbe-
teiligte)."

2. In § 26 Abs. 1 entfallen die Wendung „ , gegen
die Ausübung unmittelbarer behördlicher Befehls-
und Zwangsgewalt gemäß Art. 131a B-VG" und die
Z 5; die Z 6 wird mit „5" bezeichnet.

3. § 27 lautet:

„§ 27. Beschwerde wegen Verletzung der Ent-
scheidungspflicht (Säumnisbeschwerde) nach
Art. 132 B-VG kann erst erhoben werden, wenn die
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oberste Behörde, die im Verwaltungsverfahren, sei
es im Instanzenzug, sei es im Weg eines Antrages
auf Übergang der Entscheidungspflicht, bzw. der
unabhängige Verwaltungssenat, der nach Erschöp-
fung des Instanzenzuges, sei es durch Berufung oder
im Weg eines Antrages auf Übergang der
Entscheidungspflicht, angerufen werden konnte,
von einer Partei angerufen worden ist und nicht
binnen sechs Monaten in der Sache entschieden hat.
Die Frist läuft von dem Tag, an dem der Antrag auf
Sachentscheidung bei der Stelle eingelangt ist, bei
der er einzubringen war."

4. § 28 Abs. 1 Z 2 lautet:

„2. die Bezeichnung der Behörde, die den
Bescheid (die Weisung) erlassen hat,".

5. Nach § 33 wird folgender § 33a samt
Überschrift eingefügt:

„Ablehnung

§ 33a. Der Verwaltungsgerichtshof kann die
Behandlung einer Beschwerde gegen einen Bescheid
eines unabhängigen Verwaltungssenates in einer
Verwaltungsstrafsache durch Beschluß ablehnen,
wenn weder eine primäre Freiheitsstrafe noch eine
10 000 S übersteigende Geldstrafe verhängt wurde
und die Entscheidung nicht von der Lösung einer
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung
zukommt, insbesondere weil der unabhängige
Verwaltungssenat von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechts-
frage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beant-
wortet wird."

6. § 36 Abs. 9 lautet:

„(9) In den Fällen des Art. 132 B-VG kann der
Verwaltungsgerichtshof das zur Feststellung des
maßgebenden Sachverhaltes erforderliche Ermitt-
lungsverfahren durch die von ihm selbst zu
bestimmende Gerichts- oder Verwaltungsbehörde
durchführen oder ergänzen lassen."

7. § 38 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Behörde hat die Akten vorzulegen.
Unterläßt sie dies, so kann der Verwaltungsgerichts-
hof, wenn er die Behörde auf diese Säumnisfolge
vorher ausdrücklich hingewiesen hat, auf Grund der
Behauptungen des Beschwerdeführers erkennen."

8. § 38 Abs. 3 ist aufgehoben.

9. §41 Abs. 2 lautet:

„(2) In den Fällen des Art. 132 B-VG hat der
Gerichtshof den Sachverhalt unter Bedachtnahme
auf § 36 Abs. 9 festzustellen."

10. In §42 Abs. 1 entfallen die Worte „des
Art. 131a B-VG und".

11. §42 Abs. 4 ist aufgehoben; der bisherige
Abs. 5 wird mit „4" bezeichnet.

Artikel II

Das Richterdienstgesetz, BGBl. Nr. 305/1961,
wird wie folgt geändert:

1. § 68 a erhält die Absatzbezeichnung „(1)".

Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Den Richtern der Gehaltsgruppe III sowie
dem Präsidenten und den Vizepräsidenten des
Obersten Gerichtshofes gebührt zur Dienstzulage
gemäß Abs. 1 ein Zuschlag von 11 vH des Gehaltes
eines Richters der Gehaltsgruppe III, Gehalts-
stufe 13."

2. § 171 lautet:

„§ 171. (1) Bei Richtern, die vor dem 1. Juli 1990
aus dem Dienststand ausgeschieden sind, ist der im
§ 68 a Abs. 2 vorgesehene Zuschlag zur Dienstzu-
lage der Bemessung des Ruhegenusses nicht
zugrundezulegen.

(2) Abs. 1 gilt für Hinterbliebene nach solchen
Richtern hinsichtlich der Bemessung des Versor-
gungsgenusses."

Artikel III

(1) Artikel II dieses Bundesgesetzes tritt mit
1. Juli 1990 in Kraft.

(2) Die übrigen Bestimmungen dieses Bundesge-
setzes treten mit 1. Jänner 1991 in Kraft.

(3) Am 1. Jänner 1991 anhängige Verfahren vor
dem Verwaltungsgerichtshof gemäß Art. 131a
B-VG sind vom Verwaltungsgerichtshof nach der
bisherigen Rechtslage zu Ende zu führen.

Waldheim

Vranitzky
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